
Interkommunale Vereinbarung 
zwischen der politischen Gemeinde Meilen 

und der politischen Gemeinde Uetikon am See 
betreffend Gründung der INFRA 

Erlassen an der Urnenabstimmung vom 23. September 2018. 
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Präambel 

Die Parteien streben eine Zusammenarbeit mit dem Ziel an, eine gemeinsame Gesellschaft zu gründen, 
welche als Kerngeschäft die Strom- und Wasserversorgung für beide Gemeinden wahrnimmt. Zurzeit 
sind die Parteien die einzigen Aktionärinnen der Gesellschaft. Im Sinne der Schaffung von optimalen 
Versorgungsstrukturen und mit offenem Geist für die partnerschaftliche regionale Zusammenarbeit 
streben sie Beteiligungen, Fusionen und andere Kooperationen im Kerngeschäft mit weiteren Gemein­
den im Bezirk Meilen an. 

1. Vertragsgegenstand 

1 Diese Interkommunale Vereinbarung (IKV) bildet die Rechtsgrundlage für die Erfüllung der kommuna­
len Aufgaben der Strom- und Wasserversorgung durch eine gemeinsame Aktiengesellschaft. 

2 Sie regelt die Rechte und Pflichten der Trägergemeinden als Teil der Trägerschaft der «Infrastruktur 
Zürichsee AG» (INFRA) und die Übertragung der öffentlichen Aufgaben an diese. 

3 Die Ziffern 4,5, 6, 7, 14 und 15 Abs. 1, 2, 4 und 5 dieser IKV sind integrierte Bestandteile in den Kon­
zes~ionsverträgen der Trägergemeinden mit der INFRA. 

2. Trägergemeinden 

1 Die politischen Gemeinde.n Meilen und Uetikon am See bilden die Trägergemeinden. 

2 Die Trägergemeinden halten zusammen an der gemeinsamen Aktiengesellschaft mindestens jenen 
Anteil des Aktienkapitals und der Aktienstimmrechte, der nach dem kantonalen Recht für die Erfüllung 
der Aufgaben der Strnm- und Wasserversorgung durch die Gesellschaft vorausgesetzt ist. Sie halten 
aber jedenfalls die Kapital- und Stimmrechtsmehrheit. 

3 Die nicht an Dritte veräusserbare Quote gemäss Abs. 2 gilt auch für die Anteile am Aktienkapital 
jeder Trägergemeinde. 

4 Beabsichtigt eine Gemeinde, die nicht Partei dieser Vereinbarung ist, eine Beteiligung an der INFRA zu 
erwerben, hat sie vor dem Erwerb dieser Vereinbarung beizutreten. Der Beitritt wird erst mit dem 
Erwerb von Aktien wirksam. 

5 Der Beitritt einer Gemeinde zur IKV erfordert die Zustimmung von zwei Dritteln der Trägergemein­
den, welche zusammen mehr als die Hälfte der Aktien halten. 
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6 Die Zuständigkeit zur Beschlussfassung in den einzelnen Trägergemeinden richtet sich nach den An­
forderungen des Gemeindegesetzes.· 

3. Aktionärbindungsverfrag 

1 Die Trägergemeinden schliessen einen Aktionärbindungsvertrag (ABV} ab. 

2 Dieser regelt insbesondere 
a. die Sicherstellung der Aktienmehrheit der Trägergemeinden durch Veräusserungsbeschränkun­

gen; 
b. die Stimmbindung zur Sicherung des Gesellschaftszwecks; 
c .. die Stimmbindung in einer Weise, dass die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungsrats entwe­

der auf Vorschlag de_r Trägergemeinden oder in freier Wahl durch die Generalversammlung er­
folgt. 

3 Verletzt eine Partei die Veräusserungsbeschränkungen, schuldet sie der anderen Partei eine Konven­
tionalstrafe in der Höhe von 20% des Erlöses aus der verletzenden Aktienveräusserung für jeden Ver­
letzungsfall. Die Bezahlung der Konventionalstrafe entbindet nicht von der Pflicht zur Einhaltung des 
Vertrages und zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustandes. Die Geltendmachung von darüber 
hinausgehendem Schadenersatz bleibt vorbehalten. 

4. Aufgabenübertragung und Versorgungspflicht 

1 Durch diese Vereinbarung überträgt jede Trägergemeinde der INFRA im Rahmen des übergeordneten 
Rechts die öffentlichen Aufgaben der Wasserversorgung, der Erstellung, des Betriebs und des Unter­
halts des Stromverteilnetzes und der öffentlichen Beleuchtung. 

2 Die INFRA versorgt die Kunden auf dem Gebiet der Trägergemeinden im Rahmen der kantonalen 
Wassergesetzgebung ausreichend, wirtschaftlich, sicher und in einwandfreier Qualität mit Trinkwasser. 

3 Die INFRA betreibt das Elektrizitätsverteilnetz in den Trägergemeinden und liefert den Kunden sicher, 
wirtschaftlich und umweltfreundlich, gestützt auf die von ihr zu erlassenden Allgemeinen Bedingun­
gen, elektrische Energie im Rahmen ihrer gesetzlichen Versorgungspflicht. 

4 Die INFRA übernimmt die den Trägergemeinden obliegenden Erschliessungspflichten in den Berei­
chen der Strom- und Wasserversorgung und der öffentlichen Beleuchtung. 

-5 Vorbehalten bleiben Einschränkungen aufgrund ausserordentlicher Ereignisse wie Versorgungsstö­
rungen, Energie- oder Wasserknappheit, Umweltschäden, Reparatur-, Unterhalts- oder Erweiterungs­
arbeiten sowie höhere Gewalt. 

5. Einbringung der Strom- und Wasserversorgungsbetriebe 

Die Trägergemeinden bringen ihre Strom- und Wasserversorgungsbetriebe in die gemeinsame Gesell­
schaft INFRA ein. 
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6. Weitere Aufgaben der INFRA 

1 Zur Förderung des Gesellschaftszwecks kann die INFRA die Erzeugung bzw. Gewinnung, Beschaffung, 
Verarbeitung, Speicherung, Übertragung und Verteilung von Energie und Wasser betreiben. Sie kann 
im Dienste des Gesellschaftszwecks weitere Dienstleistungen in den Bereichen Energie, Wasser und 
Infrastruktur in den Trägergemeinden sowie gegebenenfalls in weiteren Gemeinden erbringen. 

2 Sie kann im Sinne von Abs. 1 Unternehmen gründen, die einen Bezug zur Geschäftstätigkeit der INFRA 
aufweisen. Sie kann sich an anderen Unternehmen beteiligen oder sich mit diesen zusammenschlies­
sen. 

7. Verhältnis der INFRA zu den Trägergemeinden 

1 Die INFRA behandelt alle Trägergemeinden gleich. 

2 Die INFRA ist berechtigt, ab den im jeweiligen Konzessionsvertrag mit den Trägergemeinden aufge­
führten Quellen sowie von allen weiteren Wasserlieferanten Wasser zu beziehen. Die Quellen und die 
öffentlichen Brunnen stehen im Eigentum der jeweiligen Trägergemeinde. Die INFRA nimmt soweit 
zulässig die Rechte und Pflichten der jeweiligen Trägergemeinde im Zusammenhang mit deren Mit­
gliedschaft in den Zweckverbänden, die Wasserversorgung dienen, auf eigene Rechnung wahr. 

3 Die INFRA ist berechtigt, für die Strom- und Wasserversorgung den öffentlichen Grund im Gemeinge­
brauch der Trägergemeinden in deren gesamten Gebiet unentgeltlich für die Erstellung und den Un­
terhalt von unterirdischen Werkleitungen und Nebeneinrichtungen zu benutzen. Die Werkleitungen 
und Nebenanlagen sind Eigentum der INFRA. 

4 Die Trägergemeinden stellen der INFRA die notwendigen Daten kostenlos zur Verfügung. Diese er­
fasst und pflegt die Daten .über Leitungen und Anlagen für das Leitungskataster zusammen mit der 
einzelnen Trägergemeinde. 

5 Die Einzelheiten regelt der vom Gemeindevorstand jeder Trägergemeinde mit der INFRA abgeschlos­
sene Konzessionsvertrag. 

6 Will eine Trägergemeinde eine Konzessionsabgabe erheben, schafft sie die dafür notwendige Rechts­
grundlage in einem von den Stimmberechtigten beschlossenen Erlass. 

8. Vollzug 

Der Gemeindevorstand jeder Trägergemeinde ist ermächtigt, alle für den Vollzug der Übertragung 
sowie den Betrieb der Wasser- und Stromversorgung notwendigen Rechtshandlungen für die Gemein­
de vorzunehmen. 

9. Aufsicht der Trägergemeinden 

1 Die Trägergemeinden unterstützen sich gegenseitig in der Aufsicht, insbesondere, wenn sich daraus 
Massnahmen ergeben, auf die sie als Aktionäre Einfluss nehmen können. 
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2 Sie stützten sich auf die aktienrechtliche Berichterstattung des Verwaltungsrats an. die Generalver­
sammlung. 

3 Die Trägergemeinden stimmen ihre Eignerstrategien in Bezug auf die INFRA untereinander ab. Zu­
ständig für die Eignerstrategie bleibt der jeweilige Gemeindevorstand. 

4 Jeder Gemeindevorstand kann Informationen über die Qualität der Aufgabenerfüllung verlangen. Er 
kann aus begründetem Anlass Informationen über die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit, über techni­
sche Aspekte der Versorgungsanlagen und -einrichtungen sowie über die Bildung angemessener Rück­
lagen zur langfristigen Erneuerung der Versorgungsnetze sowie über weitere finanzielle Aspekte ver­
langen. 

5 Im Falle schwerwiegender Verletzungen der mit der Aufgabenübertragung im Zusammenhang ste­
henden Pflichten durch die INFRA, ist jede Trägergemeinde berechtigt, dieser schriftlich unter Andro­
hung der ausserordentlichen Kündigung eine angemessene Frist zur Behebung zu setzen. Werden die 
Missstände nicht innert der gesetzten Frist behoben, kann die Trägergemeinde die IKV gestützt auf 
eine Urnenabstimmung ausserordentlich kündigen, ohne an Termine und fristen gebunden zu sein. 

6 Die Folger.i der ausserordentlichen Kündigung richten sich nach Ziff. 15 dieser Vereinbarung. 

10. Finanzierung der INFRA 

1 Die INFRA wird eigenwirtschaftlich geführt. Sie finanziert sich mittels Gebühren und Entgelten für die 
von ihr erbrachten Leistungen, unter Einschluss von allfälligen Entgelten für Leistungen an die Träger­
gemeinden gemäss den Konzessionsverträgen oder von Dienstleistungsverträgen. Im Übrigen finan­
ziert sie sich durch die Erweiterung der Eigenkapitalbasis sowie mittels Fremdkapital. 

2 Die Grundsätze über die Strom- und Wasserversorgung und der Berechnung der Gebühren sind im 
Anhang dieser IKV geregelt. 

11. Rechtsetzungs- und Entscheidungsbefugnisse 

1 Der Verwaltungsrat der INFRA regelt die Strom- und Wasserversorgung in Ergänzung zu dieser IKV 
und den im Anhang aufgeführten Gebührengrundsätzen. 

2 Die INFRA publiziert diese Regelungen amtlich auf ihrer eigenen Internetseite. 

3 Sie wird ermächtigt, die im Anhang dieser Vereinbarung festgelegten Gebührengrundsatze durch 
Tarife zu konkretisieren und verbindlich festzulegen. 

4 Sie wird ausserdem ermächtigt, im Bereich der ihr übertragenen öffentlichen Aufgaben Verfügungen 
zu erlassen, namentlich auch über die Gebühren .. 

12. Änderung der IKV 

1 Der Zustimmung aller Trägergemeinden bedürfen die Änderungen der folgenden Bestimmungen: Ziff. 
1, Ziff. 2 Abs. 2, Ziff. 3, 4, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15 sowie Ziff. 16. 
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2 Für die übrigen Änderungen, insbesondere des Anhangs, genügt die Zustimmung der Mehrheit der 
Trägergemeinden, welche zusammen die Mehrheit des Aktienkapitals halten. 

13. Ordentliche Kündigung 

1 Eine Trägergemeinde kann die IKV gestützt auf einen Urnenbeschluss mit einer Kündigungsfrist von 
drei Jahren auf das Ende eines Kalenderjahres kündigen, erstmals auf das Ende des 15. vollständigen 
Kalenderjahres nach dem Beitritt. Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen. 

2 Die verbleibenden Trägergemeinden haben das Recht, von ihr auf den Zeitpunkt ihres Ausscheidens 
alle oder einen Teil ihrer Aktien gemäss den Bestimmungen des Aktionärbindungsvertrags zu kaufen. 
Die verbleibenden Trägergemeinden sind jedoch verpflichtet, anteilsmässig mindestens so viele Aktien 
zu kaufen, dass sie gemeinsam den in Ziff. 2 Abs. 2 dieser Vereinbarung vorgesehenen Aktienanteil 
halten und die ausscheidende Trägergemeinde ist verpflichtet, ihnen diese Aktien zu verkaufen. 

3 Der Kaufpreis der betroffenen Aktien entspricht ihrem proportionalen Anteil am inneren Wert der 
Gesellschaft. Der ABV umschreibt diesen näher und legt das Verfahren zur Preisbestimmung fest unter 
Einschluss eines verbindlichen Schiedsgutachtens, falls sich die Parteien nicht einigen. 

14. Beendigung der Aufgabenübertragung 

1 Mit dem Ausscheiden einer Trägergemeinde aus der IKV endet die Aufgabenübertragung gemäss Ziff. 
4 und der betreffendeKonzessionsvertrag. 

2 Die Gemeinde wird in diesem Zeitpunkt Eigentümerin der Anlagen' und Einrichtungen der Strom- und 
Wasserversorgung, welche sich im öffentlichen Grund auf ihrem Gemeindegebiet befinden und nicht 
überwiegend der Versorgung anderer Trägergemeinden dienen. Sie ist verpflichtet, der INFRA mit Fäl­
ligkeit am Tag ihres Ausscheidens den Zeitwert der Anlagen (effektiven Anlagerestwerte) zu bezahlen. 

3 Die INFRA ist verpflichtet, dieser Gemeinde auch die für den Betrieb der Strom- und Wasserversor­
gung notwendigen Mobilien gegen die Bezahlung des Zeitwerts (effektiven Anlagerestwerte) zu Eigen­
tum zu übertragen, sofern diese nicht überwiegend der Versorgung anderer Trägergemeinden dienen. 
Eine zu diesem Zeitpunkt zu treffende Vereinbarung regelt die Einzelheiten. 

4 Die INFRA und die ausscheidende Gemeinde haben je das Recht, Aniagen und Einrichtungen, die bis­
her zur Versorgung sowohl der in der IKV verbleibenden als auch der ausscheidenden Gemeinde ge­
nutzt wurden, während 10 Jahren ab dem Datum des Ausscheidens gegen angemessene Entschädi­
gung weiter mitzubenutzen. 

5 Bei Beendigung der Aufgabenübertragung kann die ausscheidende Gemeinde von der INFRA verlan­
gen, dass sie gegen angemessene Entschädigung den Betrieb der Anlagen zur Wasser- und Elektrizi­
tätsversorgung solange weiterführt, bis die Gemeinde in der Lage ist, diesen selbst zu führen, längstens 
jedoch 5 Jahre. ' 

15. Ausserordentliche Kündigung 

1 Im Falle der ausserordentlichen Kündigung enden die Aufgabenübertragung und der betreffende 
Konzessionsvertrag auf den von der kündigenden Gemeinde festgelegten Zeitpunkt. 
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2 Die Folgen der Beendigung der Aufgabenübertragung richten sich nach Ziff. 14 Abs. 2-5. 

3 Die austretende Trägergemeinde ist verpflichtet, auf den in Abs. 1 genannten Zeitpunkt sämtlich ihrer 
Aktien anteilmässig den verbleibenden Trägergemeinden zu übertragen. Die verbleibenden Trägerge­
meinden haben das Recht, von ihr auf den Zeitpunkt ihres Ausscheidens alle oder einen Teil ihrer Ak­
tien gemäss den Bestimmungen des Aktionärbindungsvertrags zu kaufen. Die verbleibenden Trägerge­
meinden sind jedoch verpflichtet, anteilsmässig mindestens so viele Aktien zu kaufen, dass sie gemein­
sam den in Ziff. 2 Abs. 2 dieser Vereinbarung vorgesehenen Aktienanteil halten und die ausscheidende 
Trägergemeinde ist verpflichtet, ihnen diese Aktien zu verkaufen. 

4 Der Kaufpreis dieser Aktien bestimmt sich nach Ziff. 13 Abs. 3 dieser Vereinbarung. Im gleichen Verfah­
ren wird der Zeitwert (effektive Anlagerestwerte) der Anlagen bestimmt, die nach Ziff. 14 Abs. 2 und 3 
auf die austretende Gemeinde übergehen. 

5 Der Kaufprei~ der Aktien und der Zeitwert der Anlagen werden gleichzeitig fällig, sobald beide Werte 
bestimmt sind, spätestens 2 Jahre nach dem in Abs. 1 genannten Zeitpunkt. 

16. Auflösung der IKV 

1 Die Trägergemeinden können einstimmig die Auflösung der IKV beschliessen. Auf das im Beschluss ge­
nannte Datum tritt die IKV in die Auflösungsphase und die Aufgabenübertragung für alle Trägergemein­
den wird beendet, wobei Ziff. 14 sinngemäss gilt. 

2 Die übrigen Rechte und Pflichten nach dieser IKV gelten während der Auflösungsphase weiter. 

3 Die IKV endet, wenn die Rückübertragungen nach Ziff. 14 abgeschlossen sind. Vorbehalten bleiben die 
Ansprüche auf Mitbenutzung von Anlagen und auf Betriebsführung nach Ziff. 14 Abs. 4 und 5. 

17. Schluss- und Übergangsbestimmungen 

1 Diese IKV tritt mit Ausnahme der Art. 6-9 des Anhangs auf den L Januar 2019 in Kraft.1 

2 Die beiden Gemeindevorstände können Art. 6-9 des Anhangs durch gleichlautende Beschlüsse zwi­
schen 1. Januar 2020 und 31. Dezember 2022 in Kraft setzen. Die _Inkraftsetzung kann für Stromversor­
gung und die Wasserversorgung zu verschiedenen Zeitpunkten erfolgen. 

3Art 6-9 des Anhangs dieser IKV treten spätestens auf den 1. Januar 2023 in Kraft. 

1 Gemäss Regierungsratsbeschluss Nr. 519 vom 5. Juni 2019 tritt die Interkommunale Vereinbarung mit Aus­
nahme der Art. 6-9 ihres Anhangs per 5. Juni 2019 in Kraft. 
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Unterschriften der beteiligten Gemeinden zur Interkommunalen Vereinbarung betreffend Gründung · 

der INFRA (Fassung gemäss Urnenabstimmung vom 23. September 2018) 

Meilen, / 3. MAI 2019 IM NAMEN DES GEMEINDERATS MEILEN 

Di~!j 
Gemeindepräsident 

/ 6. MAI 2019 
Uetikon am See, 

Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
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Grundsätze über die  
Strom- und Wasserversorgung  

und der Gebühren 
 

Anhang zur  
Interkommunalen Vereinbarung zwischen der politischen Gemeinde Meilen 

und der politischen Gemeinde Uetikon am See betreffend Gründung der INFRA (IKV)  
vom 23.09.2018 

 
Verabschiedet von der Steuerungsgruppe per Zirkularbeschluss am 19.02.18 

 

I. GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 
 
 
1.  Grundsatz für Gebühren und Preise 

Für die Versorgung mit Strom und Wasser legt der Verwaltungsrat der INFRA im Rahmen der Bundesge-
setzgebung über die Stromversorgung und der kantonalen Energiegesetzgebung bzw. im Rahmen der 
kantonalen Gesetzgebung über die Wasserversorgung allgemein gültige Gebühren und Preise fest. Mit 
diesen sind – soweit sich aus dem übergeordneten Recht nichts Abweichendes ergibt – die Kosten, unter 
Einschluss der Abschreibungen, der Bildung angemessener Rücklagen zur Substanzerhaltung und Erwei-
terung der Anlagen sowie der Konzessionsabgaben für die Stromversorgung, zu finanzieren. Die Mehr-
wertsteuer wird zusätzlich verrechnet. 
 
2.  Netzanschlusskosten 
1 Die Kosten für die Netzanschlussleitungen für Wasserbezüger sowie für die Verbraucher und Erzeuger 
von Strom, inkl. der Begründung von Dienstbarkeiten und deren Eintragung ins Grundbuch, gehen unter 
Vorbehalt des übergeordneten Rechts zu Lasten des Kunden.  
 
2 Verursacht der Kunde bzw. der Hauseigentümer infolge Um- oder Neubauten auf seiner Liegenschaft 
die Verlegung, Abänderung, Verstärkung oder den Ersatz seines bestehenden Anschlusses, so fallen die 
daraus entstehenden Kosten zu seinen Lasten. 
 
3.  Verjährung 

Netzkostenbeiträge und Netzanschlusskosten verjähren 10 Jahre nach Erstellung oder Verstärkung des 
Anschlusses. Benutzungsgebühren verjähren 5 Jahre nach ihrer Fälligkeit. 
 
4.  Einstellung der Strom- und Wasserlieferung 
1 Die INFRA ist berechtigt, nach vorheriger schriftlicher Mahnung die weitere Abgabe von Strom- und 
Trinkwasser zu unterbrechen, wenn der Bezüger: 

a) die Vorschriften für die Erstellung von Hausinstallationen oder Richtlinien der INFRA missachtet, 

b) Einrichtungen und Geräte benutzt, die den Vorschriften nicht entsprechen oder Personen oder 
Sachen gefährden, 
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c) die Hausinstallationen von Firmen oder Personen ausführen lässt, die nicht im Besitze der notwen-
digen Installationsbewilligung sind, 

d) den Beauftragten der INFRA den Zutritt zu seinen Anlagen verweigert oder verunmöglicht, 

e) seinen Zahlungsverpflichtungen für Netzkostenbeitrag, Kosten der Anschlussleitung und Strom- 
und Wasserbezug nicht nachgekommen ist oder keine Gewähr besteht, dass zukünftige Bezüge 
bezahlt werden, 

f) seine Unterhaltspflichten für die Netzanschlussleitung nicht erfüllt, oder  

g) den Bestimmungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen für die Strom- und Wasserversorgung 
zuwiderhandelt. 

 
2 Der Termin der Unterbrechung der Lieferung wird nach Ablauf der Mahnfrist schriftlich angezeigt. 
 
5.  Rechtswidriger Strom- oder Wasserbezug 

Wird reglementwidrig Strom oder Wasser bezogen, so ist die INFRA berechtigt, den betreffenden An-
schluss sofort zu unterbrechen. Sie ist berechtigt, nebst dem von der INFRA geschätzten Strom- oder 
Wasserbezug auch eine Umtriebsentschädigung zu verrechnen. Die INFRA behält sich ferner Strafan-
zeige vor. 
 
 
 
II.  STROMVERSORGUNG 
 
A.   Einmalige Gebühren 
 
6. Netzkostenbeitrag 
1 Für den Anschluss an das Leitungsnetz erhebt die INFRA von den Netzanschlussnehmern (Grundeigen-
tümer) pro Anschluss einen Netzkostenbeitrag 
 
2 Für Anschlüsse an das Niederspannungsnetz und deren Verstärkung setzt die INFRA im Tarif einen Netz-
kostenbeitrag fest, der nach der Grösse der installierten Leistung bemessen wird. Ausschlaggebend für 
die installierte Leistung ist die Grösse der Anschlusssicherung in Ampere. Der Tarif wir so festgesetzt, 
dass er, multipliziert mit der Summe aller installierten Leistungen, 65-85% des indexieren Anschaffungs-
wertes aller Anlagen des Niederspannungs- und anteiligen Mittelspannungsnetzes ergibt. 
 
3 Für Anschlüsse an das Mittelspannungsnetz und deren Verstärkung setzt die INFRA im Tarif einen Netz-
kostenbeitrag fest, der nach der Grösse der installierten Leistung bemessen wird. Der Tarif wir so fest-
gesetzt, dass er, multipliziert mit der Summe aller installierten Leistungen, 80-100% des indexieren An-
schaffungswertes aller Anlagen des anteiligen Mittelspannungsnetzes ergibt. 
 
4 Bei einer Reduktion der Leistung erfolgt keine Rückerstattung der Netzkostenbeiträge. 

 
5 Die INFRA kann einen Minimaltarif festlegen. 
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B.  Wiederkehrende Gebühren 
 
7.  Netznutzungsentgelt und Energiepreise für gebundene Kunden 

Die INFRA erhebt für die Nutzung des Elektrizitätsnetzes Netznutzungsentgelte und verlangt für die Ener-
gielieferung an gebundene Kunden Energiepreise gemäss den Bestimmungen des übergeordneten 
Rechts. 
 
 
 
III. WASSERVERSORGUNG 
 
A.  Einmalige Gebühren 

 
8. Netzkostenbeitrag 
1 Der Netzkostenbeitrag ist eine Kostenbeteiligung an das bereitgestellte Leitungsnetz. 
 
2 Für den Anschluss an dieses Leitungsnetz und für die Verstärkung bestehender Anschlüsse erhebt die 
INFRA von den Grundeigentümern einen Netzkostenbeitrag, der nach der installierten Leistung bemes-
sen ist. Ausschlaggebend dafür ist die Summe der Loading Units (LU) der eingebauten Installationen. Der 
Tarif wir so festgesetzt, dass er, multipliziert mit der Summe aller installierten Leistungen in LU, 90-110% 
des indexieren Anschaffungswertes aller Anlagen der Wasserversorgung ergibt.  
 
3 Die Anzahl LU wird nach anerkannten Grundsätzen des schweizerischen Vereins des Gas- und Wasser-
faches (SVGW) ermittelt. Der von der INFRA zu erlassende Tarif kann Tarifstufen vorsehen. Der Minimal-
tarif entspricht 10 LU. Bei einer Erhöhung der LU insbesondere infolge von Umbauten, Erweiterungen 
oder Ersatzneubauten werden die bisher vorhandenen LU angerechnet. Bei einer Reduktion der LU er-
folgt keine Rückerstattung der Netzkostenbeiträge. 
 
 
B.  Wiederkehrende Gebühren 
 
9.  Benutzungsgebühren 

a) Auf der Bemessungsgrundlage der Anzahl der angeschlossenen Nutzungseinheiten erhebt die 
INFRA von den Grundeigentümern pro Anschluss an ihr Leitungsnetz eine jährliche pauschale 
Grundgebühr. Diese deckt minimal 40%, maximal 60% der laufenden Kosten der Wasserver-
sorgung, soweit diese nicht durch Netzkostenbeiträge und Löschwassergebühren gedeckt sind. 

b) Die INFRA erhebt von den Grundeigentümern pro Anschluss an ihr Leitungsnetz aufgrund der 
bezogenen jährlichen Wassermenge eine verbrauchsabhängige Gebühr. Diese deckt minimal 
40%, maximal 60% der laufenden Kosten, soweit diese nicht durch Netzkostenbeiträge gedeckt 
sind. Bemessungsgrundlage ist die gemessene Bezugsmenge in m3. 

c) Die INFRA erhebt von den Grundeigentümern eine Infrastrukturgebühr für die Bereitstellung 
der gesetzlich geforderten Löschwassermengen von jährlich 0.25 bis 0.4 Promille des Gebäu-
deversicherungswertes. 


